
 
 

 
 

 

Die Mär der Bevorzugung von Privatversicherten:  
SpiFa fordert eine faktenbasierte Debatte  
 
Berlin, 18. August 2025 – Der Spitzenverband Fachärztinnen und Fachärzte 
Deutschlands e.V. (SpiFa) weist die pauschale Behauptung zurück, Privatversi-
cherte würden von Ärztinnen und Ärzten bevorzugt. Richtig sei vielmehr, dass 
Politik und Kassen Termine für Kassenpatientinnen und -patienten absichtlich 
begrenzen. 

„Arztpraxen in Deutschland sind wirtschaftliche Unternehmungen. Sie werden in der 
Regel von einem Arzt oder einer Ärztin betrieben, die unter anderem einen Vertrag 
mit dem System der Gesetzlichen Krankenkassen (GKV) haben und deshalb Vertrags-
ärztinnen und -ärzte sind. Die Vertragsarztpraxis gehört ihren jeweiligen Eigentüme-
rinnen und Eigentümern und nicht den Krankenkassen oder dem Staat“, betont der 
Vorstandsvorsitzende des SpiFa, Dr. Dirk Heinrich. 

Die Pflichten einer Vertragsarztpraxis beinhalten 25 Stunden Tätigkeit für GKV-Versi-
cherte als Sprechzeiten, Hausbesuche eingeschlossen. Bis zu 13 Stunden Nebentätig-
keit bei einem vollen Kassenarztsitz und 26 Stunden bei einem halben sind nach 
höchst richterlichen Entscheidungen möglich. Diese werden häufig zur Behandlung 
von Selbstzahlenden (z. B. Privatpatientinnen und -patienten) genutzt.  

„Die Art der Nebentätigkeit ist für den Praxisarzt frei. Wenn also der Kassenvertrag 
erfüllt ist, können eben auch Privatpatientinnen und -patienten behandelt werden. 
Da es aber viel weniger davon gibt als Kassenpatientinnen und -patienten, ist es ma-
thematisch logisch, dass Privatversicherte schneller Termine bekommen. Hinzu 
kommt noch, dass durch die willkürliche Budgetierung - also absichtliche Begrenzung 
der von Fachärzten erbrachten Leistungen durch Politik und Kassen - nochmal mögli-
che Termine jenseits der 25 Stunden Kassentätigkeit wegfallen. Wer also mehr Fach-
arzttermine möchte, muss erst einmal die Budgetierung beenden,“ erklärt Heinrich 
weiter. 

Das Bild, dass gesetzlich Versicherte systematisch benachteiligt würden, hält demnach 
einer differenzierten Betrachtung nicht stand. Aus medizinischer Sicht ist der Anspruch 
auf eine zeitgerechte und qualitativ hochwertige Behandlung für alle Patientinnen und 
Patienten gleich – und das ist auch gelebte Realität in den Facharztpraxen.   

Der SpiFa kritisiert in diesem Zusammenhang auch die einseitige Fokussierung auf 
Vertragsärztinnen und Vertragsärzte. So würden beispielsweise Ärztinnen und Ärzte, 
die ausschließlich privat behandeln, nie für ihre Terminvergabepraktiken kritisiert. 
Auch Chefärzte in staatlichen (!) Kliniken böten Privat- oder Chefarzttermine an – ohne 
dass dies gesellschaftlich oder politisch hinterfragt würde. Die Ungleichbehandlungs-
Debatte werde so gerade auf den Teil der Ärzteschaft verkürzt, der bereitwillig gesetz-
lich Versicherte in vollem Auftragsumfang behandle und verzerre das Bild der Versor-
gungsrealität.  

„Die Vorwürfe werden reflexartig und fast ausschließlich gegen Kassenärztinnen und -
ärzte erhoben – und blenden dabei auch noch bewusst aus, dass Arztpraxen außerhalb 
ihrer Kassenzulassung als freie Wirtschaftsbetriebe arbeiten“, erklärt Heinrich weiter. 
„Wie Ärztinnen und Ärzte ihre Praxis außerhalb ihrer kassenärztlichen Verpflichtung 
führen, welches Zeitbudget sie wofür aufwenden und welche unternehmerischen Ent-
scheidungen sie treffen, damit ihre Praxen wirtschaftlich tragfähig sind und bleiben, 
bleibt alleine ihnen überlassen.“ 

Der SpiFa fordert daher die Politik, die gesetzlichen Krankenkassen und insbesondere 
auch die Medien auf, die Diskussion über Wartezeiten und Terminvergabe endlich 



 
 

 
 

 

sachlich zu führen und die wahren Ursachen – wie Budgetierung, steigende Bürokra-
tiebelastung, Fachkräftemangel und eine unzureichende Finanzierung der GKV-Versor-
gung – in den Fokus zu rücken.  

„Diese immerwährende Neiddebatte lenkt von den dringend benötigten strukturellen 
Reformen ab und schadet lediglich der konstruktiven Zusammenarbeit. Mit dieser Stra-
tegie verlieren ALLE Akteure im Gesundheitswesen,“ so Heinrich. 
 
----------------------------------------- 
www.spifa.de 
Der SpiFa repräsentiert mit seinen Mitgliedsverbänden über 150.000 Fachärztinnen und Fachärzte 
in Klinik und Praxis. Ziel ist die Vertretung derer übergeordneten Interessen gegenüber Politik, 
Selbstverwaltung und anderen Verbänden, sowie deren politische Durchsetzung auf Bundes- und 
Landesebene. 
 
www.sanakey.de 
Die Sanakey GmbH ist Trägerin des gesellschafts- und gesundheitspolitischen Think-Tanks des 
Spitzenverbandes Fachärztinnen und Fachärzte Deutschlands e.V. (SpiFa). 
 
www.difa-vf.de 
Das Deutsche Institut für Fachärztliche Versorgungsforschung GmbH (DIFA) ist eine 100-prozentige 
Tochter der Sanakey GmbH. Das DIFA-Institut versteht sich als Vorreiter für ärztlich getriebene 
Versorgungsforschung in Klinik und Praxis, bei der die Hoheit über die Verwendung der Daten bei 
den Fachärztinnen und Fachärzten und freien Verbänden selbst liegt. Ziel ist eine fächerübergrei-
fende Anbindung an die Versorgungsforschung mit der Möglichkeit, Fragen datenbasiert beantwor-
ten zu können. 
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